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derarbeitnehmerinnen aller Altersstufen, die als Hausange-
stellte tätig sind, anerkannte, sowie der vom Ausschuss zum
Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami-
lienangehörigen auf seiner elften Tagung abgehaltenen allge-
meinen Erörterung über Migranten, die als Hausangestellte
tätig sind, und Kenntnis nehmend von dem Beitrag, den die
Internationale Arbeitsorganisation mit der Ausarbeitung des
Multilateralen Rahmens für Arbeitsmigration geleistet hat,
und von anderen Aktivitäten, mit denen die Not von Wander-
arbeitnehmerinnen weiter bewertet und gemildert wird,

unter Hinweis auf die Erörterungen während des Dia-
logs auf hoher Ebene über internationale Migration und Ent-
wicklung, der am 14. und 15. September 2006 abgehalten
wurde und auf dem unter anderem anerkannt wurde, dass Mi-
grantinnen besonderen Schutzes bedürfen,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von dem Bericht
über die menschliche Entwicklung 2009 – Barrieren überwin-
den: Migration und menschliche Entwicklung115 des Entwick-
lungsprogramms der Vereinten Nationen, in dem unter ande-
rem die Notwendigkeit erörtert wird, Wanderarbeitnehmerin-
nen vor Missbrauch, Ausbeutung und Gewalt zu schützen,

Kenntnis nehmend von dem Beschluss des Verwal-
tungsrats des Internationalen Arbeitsamts, die Erörterung des
Themas der menschenwürdigen Arbeit für Hausangestellte in
die Tagesordnung der neunundneunzigsten Tagung der Inter-
nationalen Arbeitskonferenz im Juni 2010 aufzunehmen,

in Anbetracht dessen, dass der Frauenanteil an der inter-
nationalen Migration immer höher wird, was zum großen Teil
auf sozioökonomische Faktoren zurückzuführen ist, und dass
diese Feminisierung der Migration eine größere Aufgeschlos-
senheit für Geschlechterfragen bei allen mit dem Thema der
internationalen Migration zusammenhängenden politischen
Maßnahmen und Bemühungen erfordert,

betonend, dass alle Beteiligten, insbesondere die Her-
kunfts-, Transit- und Zielländer, die zuständigen regionalen
und internationalen Organisationen, der Privatsektor und die
Zivilgesellschaft, gemeinsam die Verantwortung für die För-
derung eines Umfelds tragen, in dem Gewalt gegen Wander-
arbeitnehmerinnen verhütet und bekämpft wird, und in die-
sem Zusammenhang anerkennend, wie wichtig gemeinsame,
von Zusammenarbeit geprägte Konzepte und Strategien auf
nationaler, bilateraler, regionaler und internationaler Ebene
sind,

in Anbetracht dessen, dass Wanderarbeitnehmerinnen
einen wichtigen Beitrag zur sozialen und wirtschaftlichen
Entwicklung leisten, und den Wert und die Würde ihrer Ar-
beit, einschließlich der Arbeit von Hausangestellten, unter-
streichend,

in Anerkennung des Beitrags, den Wanderarbeitnehme-
rinnen durch ihren wirtschaftlichen Nutzen für die Herkunfts-
und die Zielländer zur Entwicklung leisten,

in der Erkenntnis, dass Frauen und ihre Kinder in allen
Phasen des Migrationsprozesses besonderen Risiken ausge-
setzt sind, angefangen mit ihrer Entscheidung für die Migra-
tion, wie auch während des Transits, der Beschäftigung im in-
formellen und formellen Sektor und der Eingliederung in die
Aufnahmegesellschaft sowie bei der Rückkehr in ihr Her-
kunftsland,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis über die anhal-
tenden Berichte über schwere Misshandlungen und Gewalt
gegen Migrantinnen, Frauen wie Mädchen, einschließlich
über geschlechtsspezifische Gewalt, insbesondere sexuelle
Gewalt, Menschenhandel, häusliche und familiäre Gewalt,
rassistische und fremdenfeindliche Handlungen, missbräuch-
liche Praktiken im Arbeitsumfeld und ausbeuterische Arbeits-
bedingungen,

in der Erkenntnis, dass Wanderarbeitnehmerinnen
durch das Zusammentreffen von Diskriminierung und Stereo-
typen, unter anderem aufgrund von Geschlecht, Alter, Klasse
und ethnischer Herkunft, einer verstärkten Diskriminierung
ausgesetzt sein können,

in Bekräftigung der Verpflichtung zum Schutz und zur
Förderung der Menschenrechte aller Frauen, einschließlich,
ohne Diskriminierung, indigener Arbeitsmigrantinnen, und in
dieser Hinsicht feststellend, dass in der Erklärung der Verein-
ten Nationen über die Rechte der indigenen Völker116 der Be-
seitigung aller Formen der Gewalt und der Diskriminierung
gegenüber indigenen Frauen Aufmerksamkeit gilt,

besorgt darüber, dass viele Migrantinnen, die in der
Schattenwirtschaft und in Tätigkeiten, die geringere Qualifi-
kationen erfordern, beschäftigt sind, besonders durch
Missbrauch und Ausbeutung gefährdet sind, in diesem Zu-
sammenhang unterstreichend, dass die Staaten verpflichtet
sind, die Menschenrechte von Migranten zu schützen, um
Missbrauch und Ausbeutung zu verhüten, und mit Besorgnis
feststellend, dass viele Wanderarbeitnehmerinnen Tätigkeiten
verrichten, für die sie möglicherweise überqualifiziert sind
und bei denen sie gleichzeitig aufgrund schlechter Bezahlung
und unzureichenden sozialen Schutzes einer stärkeren Ge-
fährdung ausgesetzt sein können,

hervorhebend, dass es notwendig ist, über objektive,
umfassende Informationen aus einer Vielzahl von Quellen,
einschließlich nach Geschlecht und Alter aufgeschlüsselter
Daten und Statistiken, sowie über geschlechtsspezifische In-
dikatoren für Forschungs- und Analysezwecke zu verfügen
sowie einen breit angelegten Austausch der Erfahrungen und
Erkenntnisse der einzelnen Mitgliedstaaten und der Zivilge-
sellschaft bei der Formulierung von Politiken und konkreten

115 Veröffentlicht für das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen
(UNDP). Hrsg.: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.,
Berlin 2009. Verfügbar unter http://www.dgvn.de/un-berichte.html. 116 Resolution 61/295, Anlage.
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Strategien zur Behebung des Problems der Gewalt gegen
Wanderarbeitnehmerinnen vorzunehmen,

in der Erkenntnis, dass die Verbringung einer erhebli-
chen Anzahl von Wanderarbeitnehmerinnen mit Hilfe ge-
fälschter oder nicht ordnungsgemäßer Ausweispapiere und
durch Scheinheiraten zum Zweck der Migration erleichtert
oder ermöglicht werden kann, dass diese Aktivitäten unter an-
derem durch das Internet erleichtert werden können und dass
diese Wanderarbeitnehmerinnen anfälliger für Missbrauch
und Ausbeutung sind,

in der Erwägung, dass es wichtig ist, den Zusammen-
hang zwischen Migration und Menschenhandel zu untersu-
chen, um die Anstrengungen zum Schutz von Wanderarbeit-
nehmerinnen vor Gewalt, Diskriminierung, Ausbeutung und
Missbrauch zu fördern,

ermutigt durch bestimmte Maßnahmen, die einige Ziel-
länder ergriffen haben, um die Not von Wanderarbeitnehme-
rinnen zu lindern, die sich in ihrer Hoheitsgewalt unterstehen-
den Gebieten aufhalten, wie etwa die Einrichtung von Schutz-
mechanismen für Wanderarbeitnehmer, die ihnen den Zu-
gang zu Beschwerdeverfahren erleichtern oder bei Gerichts-
verfahren Hilfe gewähren,

unter Hervorhebung der wichtigen Rolle, die den zu-
ständigen Vertragsorganen der Vereinten Nationen bei der
Überwachung der Umsetzung der Menschenrechtsüberein-
künfte und den zuständigen Sonderverfahren im Rahmen ih-
res jeweiligen Mandats bei der Auseinandersetzung mit dem
Problem der Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen sowie
beim Schutz und bei der Förderung ihrer Menschenrechte und
ihres Wohls zukommt,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretärs117;

2. legt den Mitgliedstaaten nahe, zu erwägen, die ein-
schlägigen Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorga-
nisation und die Internationale Konvention zum Schutz der
Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehö-
rigen118, das Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen-
und Kinderhandels, zum Übereinkommen der Vereinten Na-
tionen gegen die grenzüberschreitende organisierte Krimina-
lität119, das Zusatzprotokoll gegen die Schleusung von Mi-
granten auf dem Land-, See- und Luftweg zum Übereinkom-
men der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität120 sowie alle Menschenrechtsverträ-

ge, die zum Schutz der Rechte von Wanderarbeitnehmerinnen
beitragen, zu unterzeichnen und zu ratifizieren beziehungs-
weise ihnen beizutreten;

3. nimmt Kenntnis
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8. fordert die Regierungen außerdem nachdrücklich
auf, dem Wohl der Kinder Rechnung zu tragen, indem sie
Maßnahmen zur Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte minderjähriger Migrantinnen, einschließlich unbeglei-
teter Mädchen, ungeachtet ihres Einwanderungsstatus, be-
schließen beziehungsweise bestehende Maßnahmen stärken,
um zu verhindern, dass die Arbeitskraft dieser Mädchen, ein-
schließlich derjenigen, die in Haushalten beschäftigt sind,
ausgebeutet wird und dass sie am Arbeitsplatz wirtschaftlich
ausgebeutet, diskriminiert, sexuell belästigt, Gewalt ausge-
setzt und sexuell missbraucht werden;

9. fordert die Regierungen ferner nachdrücklich auf,
sich in Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen,
der Zivilgesellschaft, einschließlich nichtstaatlicher Organi-
sationen, und dem Privatsektor verstärkt auf die Verhütung
von Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen zu konzentrie-
ren und mehr finanzielle Unterstützung dafür bereitzustellen,
insbesondere indem sie Frauen den Zugang zu nutzbringen-
der und geschlechtsspezifischer Information und Aufklärung
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18. bittet die Regierungen, das System der Vereinten
Nationen und die anderen in Betracht kommenden zwischen-
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, gemeinsam
auf ein besseres Verständnis der Fragen im Zusammenhang
mit Frauen und internationaler Migration hinzuwirken und
die Erhebung, Verbreitung und Analyse nach Geschlecht und
Alter aufgeschlüsselter Daten und Informationen zu verbes-
sern, um zur Ausarbeitung von Migrations- und Arbeitspoliti-
ken beizutragen, die unter anderem geschlechtergerecht sind
und die Menschenrechte schützen, sowie bei der Politikbe-
wertung behilflich zu sein;

19. ermutigt die Regierungen, die es betrifft, insbeson-
dere die Regierungen der Herkunfts-, Transit- und Zielländer,
das Fachwissen der Vereinten Nationen, darunter dasjenige
der Statistikabteilung der Sekretariats-Hauptabteilung Wirt-
schaftliche und Soziale Angelegenheiten, des Entwicklungs-
fonds der Vereinten Nationen für die Frau und des Internatio-
nalen Forschungs- und Ausbildungsinstituts zur Förderung
der Frau, in Anspruch zu nehmen, um geeignete Methoden
zur einzelstaatlichen Datenerhebung und -analyse zu entwi-
ckeln, die es gestatten werden, vergleichbare Daten über Ge-
walt gegen Wanderarbeitnehmerinnen zu sammeln und dies-
bezügliche Verfolgungs- und Meldesysteme einzurichten;

20. nimmt mit Anerkennung davon Kenntnis, dass der
Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau
die Allgemeine Empfehlung Nr. 26 über Wanderarbeitneh-
merinnen123 erarbeitet und angenommen hat, und fordert die
Vertragsstaaten des Übereinkommens zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau124 auf, die Empfehlung zu
prüfen;

21. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung über das
Problem der Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen und
über die Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten,
unter Berücksichtigung aktueller Informationen seitens der
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, insbe-
sondere der Internationalen Arbeitsorganisation, des Ent-
wicklungsprogramms der Vereinten Nationen, des Entwick-
lungsfonds der Vereinten Nationen für die Frau, des Interna-
tionalen Forschungs- und Ausbildungsinstituts zur Förderung
der Frau und des Büros der Vereinten Nationen für Drogen-
und Verbrechensbekämpfung sowie der Berichte der Sonder-
berichterstatter, in denen auf die Situation von Wanderarbeit-
nehmerinnen eingegangen wird, und anderer einschlägiger
Quellen wie der Internationalen Organisation für Migration
und nichtstaatlicher Organisationen.

RESOLUTION 64/140

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 18. Dezember 2009,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/64/433,
Ziff. 30)125.

64/140. Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen 
Gebieten

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/129 vom
19. Dezember 2001, 58/146 vom 22. Dezember 2003, 60/138
vom 16. Dezember 2005 und 62/136 vom 18. Dezember
2007,

sowie unter Hinweis auf die Bedeutung, die den Proble-
men der Frauen in ländlichen Gebieten in den Zukunftsstrate-
gien von Nairobi zur Förderung der Frau126, in der Erklärung
und der Aktionsplattform von Beijing, die von der Vierten
Weltfrauenkonferenz verabschiedet wurden127, in den Ergeb-
nisdokumenten der dreiundzwanzigsten Sondertagung der
Generalversammlung „Frauen 2000: Gleichstellung, Ent-
wicklung und Frieden für das 21. Jahrhundert“128, einschließ-
lich der Überprüfung und Bewertung der Umsetzung der Er-
gebnisse, und in dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder
Form von Diskriminierung der Frau129 beigemessen wird,

ferner unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen130, in der die Mitgliedstaaten unter ande-
rem den Beschluss trafen, die Gleichstellung der Geschlech-
ter und die Ermächtigung der Frauen als wirksame Mittel zur
Bekämpfung von Armut, Hunger und Krankheit und zur Her-
beiführung einer wirklich nachhaltigen Entwicklung zu för-

123 Official Records of the General Assembly, Sixty-fourth Session, Sup-
plement No. 38 (A/64/38), erster Teil, Anhang I, Beschluss 42/I.
124 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche
deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1985 II S. 647; LGBl. 1996
Nr. 164; öBGBl. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.

125 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Ägypten, Angola, Antigua und Barbu-
da, Argentinien, Äthiopien, Bangladesch, Belize, Benin, Bhutan, Bolivi-
en (Plurinationaler Staat), Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa
Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Dominikanische
Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El
Salvador, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana,
Haiti, Honduras, Indien, Irak, Israel, Jamaika, Jordanien, Kamerun, Kap
Verde, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Lesotho, Liba-
non, Liberia, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Marokko, Mexiko,
M Beliz




